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Berlin. Neukölln – der Bezirksname steht
bundesweit für schwierige soziale Verhält-
nisse,Multikulti, Jugendgewalt und„Kreuz-
kölln“, der an Kreuzberg grenzende Nord-
teil, inzwischen für einen angesagten Sze-
nekiez. Rund 330000 Menschen leben in
dem Stadtviertel, davon haben 41 Prozent
einenMigrationshintergrund.Manerwartet
hier alternative Kultur und orientalische
Kost, Hipster und kriminelle arabische Fa-
milienclans – aber keineRechtsextremisten.
Doch inzwischen ist Neukölln der Schwer-
punkt rechterGewalt in derHauptstadt. Die
Attacken treffen ganz gezielt Politiker und
Buchhändler, Juristen und Galeristen. Was
alle eint, ist ihr Engagement gegen Rechts
und für Flüchtlinge.
In den letzten Monaten gab es mehr als

80Brandanschläge, eingeschmisseneSchei-
ben von Läden und Privatwohnungen, Dro-
hungen und Schmierereien. Mal steht der
Name in Verbindung mit „Rote Drecksau“
ander Fassade,mal liegenProjektile vor der
Haustür oder Tierkadaver im Briefkasten.
Gerade wurde das Auto einer Frau ange-

zündet, die zur Bürgerinitiative „Hufeisern
gegenRechts“ gehört. Durchdas Feuerwur-
de auchdie FassadedesHauses beschädigt,
in demdie Familiemit ihrenKindern schlief.
AbgesehenvonübelstenBedrohungen – ein
anonymerAnruferwünschte neulichderGe-
schäftsführerin der Neuköllner Grünen, sie
möge „von Kanaken vergewaltigt werden“
– ereignen sich dieAnschlägeundÜbergrif-
fe stets im Schutz der Dunkelheit.
Vor geraumer Zeit hatte eine Neonazi-

Gruppeder „FreienKräfte BerlinNeukölln“
im Internet Adressenmöglicher Anschlags-
ziele veröffentlicht,wozuParteien,Vereine,
jüdische Einrichtungen und auch Fotos von
Privatpersonen und Grafiken von Flücht-
lingsunterkünften zählen. „Damit jeder
weiß, wo der Feind steht“, hieß es; die Sei-
te ist inzwischen von Facebook gesperrt.
AuchMirjamBlumenthalsName fand sich

auf der Liste. Das Auto der SPD-Politikerin,
die im Vorstand ihrer Partei für Strategien
gegen Rechts zuständig ist, brannte vor ei-
nigen Wochen. „Es gibt nach jedem An-
schlag viel Solidarität und es werden mehr
Menschenaktiv“, erklärte sie jetzt nachdem

jüngstenBrandanschlag. „Dochdas entlässt
Staat und Polizei nicht aus der Verantwor-
tung.“ Berlins neuer Innensenator Andreas
Geisel (SPD) hat mittlerweile eine spezielle
Ermittlungsgruppe („Rechte Straftaten in
Neukölln“) im Landeskriminalamt bilden
lassen.
Zielscheibe der mutmaßlich rechtsextre-

menTäterwerden aber auchLeute, „diemit
dem Gesicht gar nicht nach außen treten“,
wie esMatthiasMüller von derMobilen Be-
ratung gegen Rechtsextremismus Berlin
(MBR) formuliert. „Diese Angriffsserie trifft

inzwischen Menschen, die wirklich völlig
überrascht sind“, sagt der für Neukölln zu-
ständigeMBR-Mitarbeiter demWESER-KU-
RIER.
„Das sorgt für großeVerunsicherung, aber

auch fürEinschüchterungundHilflosigkeit.“
Müller erinnert daran, dass es insbesonde-
re im Süden des Bezirks 2009/2011 schon
einmal einenächtlicheWelle rechterGewalt
gab, bei der unter anderem das Haus des
Sozialistischen Jugendverbands „Die Fal-
ken“ zweiMal inBrandgestecktwurde. „Die
Handschrift der aktuellen Angriffsserie äh-

nelt der damaligen schon sehr.“ Franziska
Giffey, die SPD-Bezirksbürgermeisterin und
Nachfolgerin von Heinz Buschkowsky,
meinte kürzlich, es gehe hier um nichts we-
niger als den Kampf um die Straße. Man
müsse, sagt Giffey, den Nazis entgegentre-
ten. Doch das ist nicht so einfach. Auf den
Straßen Neuköllns sieht man sie nicht, an
den Tatorten finden sich keine Bekenner-
schreiben.Weder bei der erstenAnschlags-
serie noch beim derzeitigen Straßenterror
konnten Staatsschutz und Polizei auch nur
einen einzigen Verdächtigen ermitteln.

Es knallt im Kiez
Berlin-Neukölln gilt als hipper Szene-Stadtteil, doch in letzter Zeit häufen sich dort rechtsextreme Gewalttaten

VON PETER GÄRTNER

Neukölln, wo auch die große Şehitlik-Moschee steht, ist Schmelztiegel der Kulturen und Rechten ein Dorn im Auge. 2016 provozierte die NPD mit auslän-
derfeindlichen Plaketen im Landtagswahlkampf, mittlerweile häufen sich rechtsextreme Straftaten auf dem Kiez.

Ein schönes Lesebuch für radikale Pazifisten
Wolfram Wettes umfangreiches Sachbuch „Ernstfall Frieden“ wird in Bremen verlegt / Eine Rezension von Joerg Helge Wagner

Bremen.DenUmschlag ziert die Zeichnung
„Nie wieder Krieg!“ von Käthe Kollwitz. So
plakativ ist das inklusiveAnmerkungen640
Seiten starkeWerk vonWolframWette zwar
nicht, aber am Ende doch genau so eindeu-
tig: Militärische Interventionspolitik – auch
aus humanitären Gründen und von den UN
legitimiert – sei immer schlecht. Der lang-
jährige Mitarbeiter des Militärgeschichtli-
chen Forschungsamtes (MGFA) in Freiburg
will, „dass in Deutschland nur noch gewalt-
freieMethodenderKonfliktbearbeitung ak-
zeptiert werden“.
Immerhin gräbt Wette sehr tief, um diese

Sicht, die man vor dem Hintergrund von
weltweitem islamistischem Terror und rus-
sischerAnnexionspolitik schon radikal nen-
nen kann, zu begründen. Ausführlich wer-
den etwa Propaganda und Kriegslügen se-
ziert, auch jene in modernen Demokratien.
Der Blick reicht zurück bis zum Vorabend
desErstenWeltkrieges, auf den ersten Inter-
nationalen Friedenskongress in Basel 1912.
Der sollte ein Fanal der Friedensliebe wer-
den, unter starker Beteiligung der militär-
kritischen deutschen Sozialdemokraten.

Doch nur zwei Jahre später bewilligten die-
se der Reichsregierung die Kriegskredite.
Wette treibt die Frageum, „wiemanKrie-

ge hätte vermeiden können“. Damit aber
auch, warum es immer wieder zu militäri-
schen Konflikten, zuweilen auch Kriegsbe-
geisterung kommt, obwohl alle die Schre-
cken und das Elend solcher Auseinander-
setzungen kennen.
Ausdrücklich legt sich Wette mit seinem

australischen Kollegen Christopher Clark
an, dessen Werk „Die Schlafwandler“ im
Erinnerungsjahr 2014 zum Bestseller wur-
de. Sein Vorwurf: „Clark bot Erklärungen
an,welchedie deutscheunddie österreichi-
sche Seite entlasteten, indem er eine allge-
meine Verantwortung aller europäischen
Mächte konstruierte.“
Dabei ist auchWette dezidiert gegen eine

pauschale Verurteilung „der Deutschen“.
Er will differenzieren: Warum haben sich
die Eliten militarisiert, warum hat die bür-
gerliche Friedensbewegung versagt? Seine
Antworten darauf sind spannend zu lesen.
Etwas unangenehm ist, dass Wette der

Versuchung nicht widersteht, alte Gegner-

schaften aus seiner Zeit am MGFA in Fuß-
noten zu pflegen. Etwa, wenn er dem frü-
heren Beiratsvorsitzenden General Johann
Adolf Graf Kielmannsegg unterstellt, dass
er „vielleicht ein gestörtes Verhältnis zum
Frieden“habe. Irritierend ist auch, dassman-
chewichtige Punkte der jüngstenGeschich-
te wie Peter Strucks „Hindukusch“-Zitat
(2002) oder Rudolf Scharpings „Hufeisen-
Plan“ (1999) lediglichmitWikipedia-Einträ-
gen belegt sind.

Neben dem überwiegend gehaltvollen
Text besticht dieser 38. Band der Schriften-
reihe Geschichte & Frieden durch seine üp-
pige Illustration. Der Bremer Verleger Hel-
mut Donat hat mehr als 500 Plakate, Fotos,
Karikaturen, Statistiken und Buchcover zu-
sammengetragen. Sie lockerndenText nicht
nur auf, sondern machen das Werk im bes-
ten Sinn zu einem Lesebuch, in dem man
immerwieder stöbernundauf neueAn- und
Einsichten stoßen kann.
WolframWette: „Ernstfall Frieden – Leh-

ren aus der deutschenGeschichte seit 1914“,
Bremen 2017, Donat-Verlag, 640 Seiten,
24,80 €. ISBN 978-3-943425-31-4

„Nach jedem Anschlag
werden mehr

Menschen aktiv.“
Mirjam Blumenthal (SPD)

Horst Mahler bittet Orbán um Asyl
Der verurteilte Holocaust-Leugner und RAF-Mitgründer soll in Ungarn festgenommen worden sein

VON MARKUS DECKER

München. Der verurteilte Holocaust-Leug-
ner und Rechtsextremist Horst Mahler ist
nachAngabenderMünchner Staatsanwalt-
schaft in Ungarn festgenommenworden. Er
habe amMontag telefonische Auskunft von
den ungarischen Behörden zu der Festnah-
me erhalten, sagte Ken Heidenreich, Spre-
cher der StaatsanwaltschaftMünchen II, auf
Anfrage. Ungarn dementierte die Festnah-
meallerdings zunächst. Der ehemaligeRAF-
Anwalt, der sich vomLinksextremisten zum
Rechtsextremisten wandelte, gilt seit April
als flüchtig. Er sollte im Gefängnis seine im
Sommerdes Jahres 2015wegeneiner schwe-
ren Erkrankung ausgesetzte zehnjährige
Haftstrafe fortsetzen. Falls er tatsächlich in
Ungarn inhaftiert ist, dürften die deutschen
Behörden nun seine Auslieferung beantra-
gen.
Mahler hatte zuvor in einer online veröf-

fentlichten Erklärung behauptet, er habe
den ungarischen Ministerpräsidenten Vik-
tor Orbán gebeten, ihm politisches Asyl zu

gewähren. Darin heißt es: „Ich habe am 12.
Mai 2017 den Führer der Ungarischen Na-
tion, Viktor Orbán, ersucht, mir als politisch

Verfolgtem Asyl in Ungarn zu gewähren.
DieVerfolgung ist veranlasst durchdieVer-
öffentlichung des von mir verfassten Wer-
kes ,Das Ende der Wanderschaft – Gedan-
ken überGiladAtzmon und die Judenheit.“
AmSchluss der Erklärung steht: „ImVer-

trauen auf den Freiheitssinn des Volkes der
Ungarn lege ich mein Schicksal in die Hän-
de seiner Regierung.“ Dann folgt die hand-
schriftliche Signatur Horst Mahler. Der
81-Jährige hatte in einemam9.April online
veröffentlichten Video gesagt, die Haftauf-
forderung sei eine „politische Verfolgung
ohne rechtliche Grundlage“. Er werde jetzt
politisches Asyl in einem „aufnahmeberei-
ten, souveränen Staat“ erbitten. Welcher
dies sein sollte, ließ Mahler damals offen.
Er hatte im Sommer des Jahres 2015 we-

gen einer schweren Erkrankung Haftver-
schonung erhalten.Mahler leidet anDiabe-
tes. Deshalb wurde ihm unter anderem ein
Unterschenkel amputiert. Ende vergange-
nen Jahres hatte das Oberlandesgericht
Brandenburg die Aussetzung der Reststrafe
zur Bewährung indes aufgehoben.Dennder

Verurteilte hatte sich anhaltend antisemi-
tisch geäußert.
Die Vorsitzende des Bundestags-Rechts-

ausschusses, RenateKünast (Grüne), erklär-
te amMontag demWESER-KURIER: „Jetzt
stilisiert sichHorstMahler auchnochals poli-
tisch Verfolgter, das ist absurd. Sein Antrag
auf Asyl in Ungarn sieht eher nach einem
Theaterstück aus. Hinter dieser Inszenie-
rung steckt aber nichtmehr als derVersuch,
sich nach anhaltend antisemitischen Äuße-
rungen der Inhaftierung zu entziehen. Ich
hoffe, der Versuch wird scheitern.“
Orbáns Büro lag nach eigener Auskunft

indes kein Asylantrag vor. Solch ein Antrag
wäre auchnicht angenommenworden,weil
Mahler Bürger eines Mitgliedsstaats der
Europäischen Union sei, hieß es. Das muss
freilich nicht stimmen. Mahlers Büro hatte
zuvor nämlich auchMahlers Festnahmebe-
stritten. UndOrbán führt eine rechtsgerich-
tete Regierung an, die Mahler mit einem
Asylantrag als solche desavouieren würde.
Asyl für ihn wäre ein Affront gegenüber
Deutschland.
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VEREIN FÜR DEMOKRATIE
Gauck übernimmt Ehrenvorsitz
Berlin.Altbundespräsident JoachimGauck
ist zum Ehrenvorsitzenden des Vereins
„Gegen Vergessen – Für Demokratie“ er-
nannt worden. Damit kehrt Gauck zu der
bundesweiten Vereinigung zurück, die er
bis 2012 neun Jahre lang als Vorsitzender
geführt hat. Das teilte der Verein am Mon-
tag mit. Mit seinem Engagement als Ehren-
vorsitzender wolle Gauck die Zivilgesell-
schaft unterstützen.DerVerein hat dasZiel,
historische Erinnerungsarbeit mit dem Ein-
satz für die Demokratie zu verbinden. DPA

MUTMASSLICHE ANSCHLAGSPLÄNE
Flüchtling unter Anklage
Stuttgart.Ein syrischer Flüchtling ist vonder
Staatsanwaltschaft Stuttgartwegendermut-
maßlichen Vorbereitung eines Terroran-
schlags in Kopenhagen angeklagt worden.
Der damals 20-Jährige habe am19.Novem-
ber 2016 versucht,mitmehr als 17000Zünd-
hölzern, einer Packung Feuerwerk, 17 Bat-
terien, sechs Walkie-Talkies und zwei Kü-
chenmessern im Gepäck von Deutschland
nach Dänemark auszureisen, teilte die Be-
hörde am Montag mit. Der Mann soll ge-
plant haben, damit „eineSprengvorrichtung
herzustellen und diese in Kopenhagen in
einer größeren Menschenansammlung zu
zünden“. Der Syrer war an der Grenze fest-
genommen worden. Er war 2015 nach
Deutschland gekommen. DPA

LÄNGERES ARBEITSLOSENGELD
Merkel gegen „ALG Q“
Berlin. Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) setzt SPD-Plänen einer stärkeren
Qualifizierung von Arbeitslosen den Ruf
nach einer früheren Weiterbildung für
Arbeitnehmer entgegen. Man dürfe nicht
erst mit der Umschulung anfangen, wenn
jemand die Beschäftigung verloren habe,
sagte Merkel. Laut SPD soll Arbeitslosen-
geld I länger bezogenwerdenkönnen,wenn
die Arbeitslosen während dieser Zeit eine
Qualifizierungsmaßnahme machen. DPA

SAARLAND
Weg für große Koalition frei
Neunkirchen. Gut siebenWochennachder
Landtagswahl im Saarland ist die Neuauf-
lage der großenKoalition ausCDUundSPD
unter Dach und Fach. Die Saar-SPD stimm-
te am Montagabend auf einem Parteitag in
Neunkirchen mit großer Mehrheit für die
Fortsetzung des Bündnisses. Lediglich fünf
der rund300Delegierten stimmtenmitNein,
zwei enthielten sich. Die CDU hatte bereits
am Freitag einstimmig dem Koalitionsver-
trag zugestimmt. DPA

Mahler, hier bei einem der letzten öffentlichen
Auftritte 2008, bittet Ungarn um Asyl. FOTO: DPA

SPD setzt weiter auf Ampelkoalition

Berlin/Kiel. Schleswig-Holsteins SPD-Lan-
deschef Ralf Stegner hat eine Rücktrittsfor-
derung aus den eigenen Reihen zurückge-
wiesen. Es sei „wenig zielführend, öffent-
lich auf das eigene Tor zu schießen, anstatt
sich konstruktiv an den innerparteilichen
Beratungen zu beteiligen“, sagte Stegner
amMontag in Berlin. In den jetzt anstehen-
den schwierigenGesprächen zwischen den
Parteien für eine stabile Regierungsbildung
„geht es umdieZukunft unseres Landes und
auch der SPD“, mahnte Stegner. Er strebt
eine Ampelkoalition von SPD, Grünen und
FDP an. Die CDU als Wahlsieger will eine
Koalition mit den Grünen und der FDP
schmieden.
EineWochenachder SPD-Niederlagebei

der Landtagswahl in Schleswig-Holstein
hatte der SPD-Kreisverband Nordfriesland
denRücktritt Stegners undvonMinisterprä-
sident TorstenAlbig (SPD) gefordert. „Nach
der dramatischenWahlniederlage ist beides
notwendig, damitwir zu einemglaubhaften
Neuanfang kommen können“, sagte der
SPD-Kreisvorsitzende und Bundestagsab-
geordnete Matthias Ilgen am Montag. Der
Kreisvorstand habe die Aufforderung zum
Rücktritt einstimmig gefasst.
„Das Kleben an Ämtern ist nicht ange-

bracht“, sagte Ilgen und verwies auf die zü-
gigen Konsequenzen von Nordrhein-West-
falensMinisterpräsidentinHanneloreKraft,
die nach ihrer Wahlniederlage am Sonntag
ihre SPD-Ämter – darunter den Landesvor-
sitz in Nordrhein-Westfalen – niederlegte.
In Schleswig-Holstein sei die SPD bei drei
Landtagswahlen in zehn Jahrennicht stärks-
te Partei geworden. „Dafür trägt auch Ralf
Stegner Verantwortung.“
Stegner räumte erneut ein, das SPD-Wahl-

ergebnis von 27,2 Prozent sei sehr enttäu-
schend. Gerade mit Blick auf die Bundes-
tagswahl imSeptember unddieKommunal-
wahlen 2018 analysiere die SPD „die Ursa-
chendiesesWahlergebnisses sorgfältig und
auch mit einer selbstkritischen Fehlerana-
lyse auf allen Verantwortungsebenen“. Es
gebe gute Gründe, diesen Prozess in den
Parteigremien zu machen.

Stegner will
nicht zurücktreten

Ralf Stegner, SPD-Lan-
desvorsitzender in
Schleswig-Holstein,
erteilt Rücktrittsforde-
rungen aus den eige-
nen Reihen eine Absa-
ge. FOTO: DPA

DPA


